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Zusammenfassung 

1. Gesellschaftliche Transformationsprozesse wie die Digitalisierung und der ökologische Wan-
del verändern Berufsbilder und Anforderungen an berufliche Kompetenzen. Damit Erwerbs-
personen auf individueller Ebene und die Gesellschaft als Ganzes sich an diese veränderten 
Bedarfe anpassen können, muss berufliche Weiterbildung zu einem selbstverständlichen Teil 
von Erwerbsbiografien werden. 

2. Im Bereich der Erstausbildung gibt es bereits umfassende Regelungen und klare Zuständig-
keiten, während der Bereich der Weiterbildung noch durch eine historisch gewachsene, frag-
mentierte Struktur gekennzeichnet ist.  

3. Der Status Quo des Weiterbildungssystems bedingt, dass es keinen allgemeingültigen Zu-
gang zu geförderter Weiterbildung gibt. Fördermöglichkeiten für Weiterbildung sind kleinteilig 
und lückenhaft. Für Erwerbstätige gibt es keine umfassenden Freistellungsrechte zum Zweck 
der beruflichen Weiterbildung.  

4. Um den Strukturwandel zu gestalten, braucht Deutschland ein leistungsfähiges Weiterbil-
dungssystem. Die Gesellschaft sollte damit selbstbewusst, sicher und in Wohlstand durch 
den Wandel schreiten, Individuen ihre Qualifikationen selbstbestimmt und eigeninitiativ wei-
terentwickeln.  

5. Das Konzept des Bildungsgrundeinkommens ist ein neuer Ansatz der Weiterbildungsfinanzie-
rung, das dem Projekt „Sicherheit im Wandel“ des Zentrums Liberale Moderne (LibMod) ent-
springt. Für eine Dauer von maximal drei Jahren können Erwerbspersonen eine Förderung 
beruflich verwertbarer Weiterbildung (nicht betrieblich) beanspruchen. Die Förderung um-
fasst 1.200 EUR/Monat für den Lebensunterhalt (plus etwaige Zuschläge), die Weiterbil-
dungskosten und die Finanzierung der sozialen Sicherung. 

6. Das Förderinstrument des Bildungsgrundeinkommens wird mit einem Recht auf Weiterbil-
dung kombiniert. Das Recht auf Weiterbildung schreibt dabei individuelle Ansprüche auf Fi-
nanzierung wie auch einen Anspruch auf Zeit für Weiterbildung fest. 

7. Die Förderung durch das Bildungsgrundeinkommen steht allen Erwerbspersonen offen und 
ist nicht an ein Beschäftigungsverhältnis geknüpft. Sowohl Erwerbstätige, Selbstständige wie 
auch Nichterwerbspersonen können die Förderung in Anspruch nehmen. Arbeitslose müssen 
sich zwischen der Inanspruchnahme von Leistungen im Rahmen des SGBII/SGB III oder einer 
Förderung durch das Bildungsgrundeinkommen entscheiden.  

8. Das Konzept des Bildungsgrundeinkommens sieht vor, dass das finanzielle Aufkommen aus 
Steuermitteln erfolgt. Dies begründet sich in seiner Konzipierung als öffentliches Gut.  

9. Durch die unbürokratische Gestaltung und Bündelung von Verantwortlichkeiten ist das Bil-
dungsgrundeinkommen für die Nutzer/-innen verständlich und für Verantwortliche gut zu ver-
walten. 

10. Damit das Instrument seine Wirkung entfalten kann, sind flankierende Maßnahmen zur Wei-
terentwicklung des Weiterbildungssystems notwendig. Es sollten Zuständigkeiten für die Be-
reitstellung von Weiterbildung formuliert werden, Verfahren der Qualitätssicherung flächende-
ckend verbreitet, Standards für die Validierung von Kompetenzen und Teilqualifikationen ent-
wickelt und die Weiterbildungsberatung zielgruppenorientiert weiterentwickelt werden. 
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2 Die Arbeitswelt im Wandel  

Die deutsche Wirtschaft und der Arbeitsmarkt befinden sich in einem Wandel, der sich auf 
mehreren Ebenen zugleich abspielt. Der doppelte Strukturwandel durch die digitale und 
ökologische Transformation, der demografische Wandel, die COVID-19 Pandemie und nicht 
zuletzt der russische Angriffskrieg auf die Ukraine führen zu tiefgreifenden strukturellen Verände-
rungsprozessen. Damit verbunden sind Verschiebungen der nachgefragten Berufs- und 
Kompetenzfelder auf dem Arbeitsmarkt.  

Die Energiewende wirkt übergreifend als Jobmotor. Während mit ihr verbundene 
Wirtschaftsbereiche 2003 1,7 % der Gesamterwerbstätigkeit ausmachten, waren es 2018 bereits 
2,9 %.1 Aus einer Studie aus dem Jahr 2021 geht hervor, dass zur Realisierung eines 
klimaneutralen Deutschlands im Jahr 2035 ein Bedarf von insgesamt fast 770.000 Fachkräften 
bestehen wird.2 Vermehrt nachgefragt werden Fachkräfte vor allem im Baugewerbe und im 
Landverkehr. Gleichzeitig wird es Branchen geben, in der die Fachkräftenachfrage zurückgeht wie 
etwa im Fahrzeugbau.3. Noch nicht berücksichtigt in den Zahlen sind die Fachkräftebedarfe, die 
durch das politische Ziel europäischer Energiesouveränität als Antwort auf den russischen An-
griffskrieg entstehen werden. Infolge des beschleunigten Ausbaus erneuerbarer Energien, der 
Umstellung von Heiz- und Kühlsystemen auf erneuerbare Energien und der Investitionen in die 
Energieeffizienz von Gebäuden wird der Bedarf an Fachkräften noch einmal steigen.  

Die digitale Transformation begünstigt die Veränderung der Arbeitswelt in nahezu allen 
Wirtschaftsbereichen. Die zunehmende Relevanz von Kommunikationstechnologien, Big Data, 
Robotik oder künstlicher Intelligenz schafft neue oder verändert bestehende Berufsbilder. 
Dagegen können Berufe mit einem hohen Routineanteil teils durch digitale Anwendungen ersetzt 
werden. Schätzungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zufolge beträgt 
die Ersetzbarkeit von Berufsgruppen in der Fertigung 84 %, im sozialen Dienstleistungsbereich 
liegt der Anteil bei nur 13 %. Das Substituierbarkeitspotenzial sinkt mit zunehmendem 
Anforderungsniveau des Berufs. So liegt das Potenzial bei Helferberufen bei 59 %, während es 
bei Expertenberufen lediglich 26 % beträgt.4 Folglich ist die Gefahr, dass ihre Tätigkeiten 
vermehrt durch Computertechnologie übernommen wird, bei Geringqualifizierten besonders hoch. 
Gleichzeitig werden infolge der digitalen Revolution neue Tätigkeiten und Berufsfelder entstehen.  

Durch die COVID-19 Pandemie wurden digitale Prozesse nochmals beschleunigt. In vielen 
Branchen fand die interne und externe Kommunikation ausschließlich via digitaler Technolgien 
statt, was die Notwendigkeit digitaler Kompetenzen verdeutlichte und verbreitete. Es ist 
anzunehmen, dass der Einsatz digitaler Kommunikations- und Informationssysteme nach Ende 
der Pandemie nicht zum alten Niveau zurückkehren wird.5 

 
1 Hoch et al. 2019. 
2 Blazejczak / Edler 2021. 
3 GWS / BIBB / IAB 2021. 
4 Dengler / Matthes 2021.  
5 Knuth 2021.  
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Zur Veränderung, Entstehung und Substituierung von Berufen kommt hinzu, dass der 
demografische Wandel dem Gesundeitssektor steigende Relevanz verleiht. Es wird zunehmend 
Personal benötigt, um die alternde Bevökerung versorgen zu können.6 

Deutlich wird: Die Nachfrage nach Fachkräften wird sich künftig ändern. Dies ist kein einmaliger, 
sondern ein fortwährender Prozess, der eine stetige Anpassung der Kompetenzen und Fertigkei-
ten der Beschäftigten erfordert. Es besteht Konsens, dass Weiterbildung ein zentraler Schlüssel 
zur Lösung dieser sich verändernden Bedarfe ist.7 Das hat auch die Politik erkannt: So hat sich 
die Nationale Weiterbildungsstrategie, die von Bund, Ländern, Wirtschaft, Gewerkschaften und 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) erarbeitet wurde, das Ziel gesetzt, Weiterbildung als festen Be-
standteil beruflicher und unternehmerischer Entwicklung zu etablieren.8 Denn in einer sich 
schnell ändernden Arbeitswelt reicht die formale Erstausbildung nicht aus, um die Beschäfti-
gungsfähigkeit bis zum Ende des Erwerbslebens zu sichern.9 Weiterbildung wird damit zu einer 
wichtigen Voraussetzung, um möglichst allen Erwerbsfähigen die Teilhabe am Arbeitsmarkt zu si-
chern. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene gilt es ein drohendes Fachkräfteparadox – die Gleichzei-
tigkeit von Fachkräfteengpässen und -überschüssen – zu vermeiden.10  

Ein neuer Bericht der OECD verdeutlicht diesen Befund eindrücklich: Das deutsche Weiterbil-
dungssystem muss noch deutlich an Kohärenz und Zugänglichkeit gewinnen. Gerade Menschen, 
die von Weiterbildung profitieren würden, nehmen in Deutschland nur selten an Weiterbildung 
teil. Das sind Beschäftigte in Berufen mit einem hohem Substitutionsrisiko, Erwachsene mit gerin-
gem oder keinem Bildungsabschluss und Beschäftigte in kleinen und mittleren Unternehmen.11 

Damit Weiterbildung zu einer Selbstverständlichkeit in unserer Gesellschaft wird– genauso wie 
Schulbildung und Erstausbildung – braucht es neue Ansätze. Eine Idee ist das Konzept des Bil-
dungsgrundeinkommens, das dem Projekt „Sicherheit im Wandel“ des Zentrums Liberale Mo-
derne (LibMod) entspringt. Als umfassendes Finanzierungsinstrument beinhaltet das Bildungs-
grundeinkommen ein Recht auf Weiterbildung. Bereits im Jahr 2021 hat LibMod das Konzept in 
einer Studie vorgestellt, Prognos hat die Kosten bei einer Einführung des Finanzierungsinstru-
ments abgeschätzt.12 Die vorliegende Studie knüpft daran an, entwickelt die Idee weiter und dis-
kutiert deren Umsetzbarkeit. Hierfür wird zunächst ein Zielbild des Weiterbildungssystems erar-
beitet, das dann mit dem Ist-Zustand des deutschen Weiterbildungssystems verglichen wird. Im 
Anschluss wird das Bildungsgrundeinkommen ausgeführt und Erfordernisse diskutiert, die das 
Weiterbildungssystem in Deutschland zugänglicher machen und dessen Qualität sicherstellen.   

 
6 Rat der Arbeitswelt 2021.  
7 Knuth 2021; Rat der Arbeitswelt 2021; Nationale Weiterbildungsstrategie 2019; Zentrum Liberale Moderne / Prognos AG 2020. 
8 BMAS / BMBF 2019. 
9 OECD 2021.  
10 BMAS 2021.  
11 OECD 2021. 
12 Zentrum Liberale Moderne / Prognos 2021. 
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3 Zielbild und Status quo des deutschen Weiterbildungssys-
tems 

Veränderung ist ständiger Begleiter der Arbeitswelt. Damit Erwerbstätige wie Unternehmen auf 
Veränderungen reagieren können, braucht es ein zugängliches und qualitativ hochwertiges Wei-
terbildungssystem. Wie der Soll-Zustand eines solchen Weiterbildungssystems aussehen kann 
und was der aktuelle Ist-Zustand des deutschen Weiterbildungssystems ist, wird im folgenden Ka-
pitel skizziert. 

3.1 Zielbild des deutschen Weiterbildungssystems 

Das Zielbild des deutschen Weiterbildungssystems lässt sich anhand zweier Ideale veranschauli-
chen, die auf gesamtgesellschaftlicher und auf individueller Ebene angesiedelt sind.  

1. Ideal: Die Gesellschaft geht sicher, selbstbewusst und auf einem hohen Wohlstandsniveau 
durch den Wandel.  

In diesem Zielbild treffen die strukturellen Veränderungen der Wirtschaft die Gesellschaft nicht 
unerwartet. Im Gegenteil: Der Arbeitsmarkt reagiert vorbereitet auf wirtschaftliche Umbrüche und 
macht sie sich zunutze. Durch entsprechend qualifizierte Erwerbspersonen können neu entste-
hende Berufsfelder personell besetzt werden. Erwerbspersonen in wegfallenden Tätigkeitsberei-
chen können dank vorausschauender Weiter- oder Umqualifizierung in die Berufsfelder mit hoher 
Arbeitsnachfrage übergehen - und münden nicht in die Arbeitslosigkeit. Folglich sind sowohl Ar-
beitslosenquote als auch Fachkräftelücken gering. Das der Nachfrage entsprechende Qualifikati-
onsniveau ermöglicht eine hohe Wertschöpfung und ein gehobenes Erwerbseinkommen. Dieses 
geht mit einer stabilen Kaufkraft der Gesellschaft und hohen Steuereinnahmen einher, welche 
wiederum in die Finanzierung eines qualitativ hochwertigen (Weiter-)Bildungssystems zurückflie-
ßen können. Die Wirtschaft floriert und schafft Wohlstand für alle, die Bedarfe am Arbeitsmarkt 
sind gedeckt und die Gesellschaft erlebt Erwerbssicherheit. Das wiederum trägt auch zu einer ho-
hen Zufriedenheit mit der Demokratie bei.  

Mit diesem Zielbild sind folgende Anforderungen an ein Weiterbildungssystem verbunden:  

Berufliche Weiterbildung ist als Teil des Berufslebens tief in der Gesellschaft verankert.  

■ Wie die Schulbildung und die berufliche Erstausbildung bzw. das Studium muss eine kontinu-
ierliche Weiterbildung zum gesellschaftlichen Konsens gehören. Weiterbildung gilt als selbst-
verständlich im Lebenslauf. 

■ Weiterbildung wird allgemein als Investition in den Wohlstand einer Gesellschaft gesehen. 
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Das Weiterbildungssystem verhindert Angebotsüberhänge oder -engpässe der vom Arbeits-
markt nachgefragten Kompetenzen. 

■ Es muss gewährleistet sein, dass Weiterbildungsbedarfe durch strategische Voraussicht früh-
zeitig erkannt werden. Die Entwicklungen des Arbeitsmarktes müssen vor diesem Hinter-
grund beständig gemonitort und statistisch abgebildet werden.13 

■ Sowohl neu benötigte als auch nicht mehr nachgefragte Kompetenzen müssen formuliert 
werden und Weiterbildungsangebote und -formate entsprechend (weiter-)entwickelt wer-
den.14  

Das Weiterbildungssystem ist modern und qualitativ hochwertig. 

■ Damit geht einher, dass die Qualität der Weiterbildungsmaßnahmen selbst, aber auch der 
Kompetenzen des weiterbildenden Personals gesichert sind und stets dem Stand des voran-
schreitenden Wandels entsprechen (z. B. digitale Kompetenzen der Lehrenden).15 

2. Ideal: Erwerbspersonen entwickeln ihre Qualifikation selbstbestimmt und in eigener Initia-
tive weiter. 

Erwerbspersonen wissen um die vorhandenen Möglichkeiten, ihre Fähigkeiten und Kompetenzen 
eigeninitiativ weiterzuentwickeln und nehmen diese wahr. Der damit einhergehende Kompetenz-
erwerb bringt Erwerbssicherheit und höhere individuelle Erträge mit sich. Gerade für Geringquali-
fizierte verbessert sich dadurch die gesellschaftliche Teilhabe. Darüber hinaus führen die Mög-
lichkeit der individuellen beruflichen Weiterentwicklung und Selbstverwirklichung zu mehr Le-
benszufriedenheit und Arbeitsmotivation. Die Individuen der Gesellschaft sind selbstwirksam, 
selbstbestimmt und frei in ihren beruflichen sowie gesellschaftlichen Handlungsmöglichkeiten.  

Auch auf individueller Ebene müssen Voraussetzungen für das Erreichen dieses Idealzustands 
erfüllt sein, die an denen für das 1. Ideal anknüpfen:  

Das Weiterbildungssystem ist transparent und für jede/-n zugänglich. 

■ Nur bei einer transparenten Abbildung von Weiterbildungs- und Beratungsangeboten sowie 
Fördermöglichkeiten können Weiterbildungsinteressierte passende Weiterbildungen für sich 
identifizieren.  

■ Eine ausreichende öffentliche finanzielle Förderung der Weiterbildung ist ein unabdingbarer 
Aspekt der Zugänglichkeit.16 Sie eröffnet den Rahmen zur Möglichkeit der Inanspruchnahme 
von Weiterbildung, insbesondere für Geringqualifizierte. 

■ Ein flächendeckender, möglichst niedrigschwelliger Zugang zu einer individuellen Weiterbil-
dungsberatung und dem Abgleich vorhandener mit zukünftig nachgefragten Kompetenzen 
zur Einordnung des individuellen Bedarfs fördert die Inanspruchnahme von Weiterbildung.  

■ Neben formalen Bildungsabschlüssen müssen auch non-formal erworbene Kompetenzen 
bundesweit anerkannt werden.17 Teilqualifikationen sind vergleichbar und bundesweit aner-
kannt und führen Schritt für Schritt zum Nacherwerb von beruflichen Abschlüssen. 

■ Die Bedarfe weniger bildungsaffiner Zielgruppen werden bei Weiterbildungsangeboten und -
beratung direkt adressiert. 

 
13 BMAS / BMBF 2019.  
14 ebd. 
15 ebd. 
16 ebd. 
17 OECD 2021.  
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■ Zur Umsetzung ist eine bundesweite Vernetzung der Weiterbildungsakteure vonnöten, damit 
Weiterbildungs- und Beratungsangebot kompatibel und standardisiert gestaltet werden kön-
nen.18  

3.2 Status quo des deutschen Weiterbildungssystems 

Dem Zielbild bzw. Soll-Zustand des deutschen Weiterbildungssystems steht dessen Ist-Zustand 
gegenüber. Eine 2021 von der OECD veröffentlichte Studie, die eine Bestandsaufnahme des 
deutschen Weiterbildungssystems vornimmt, benennt deutlich bestehende Defizite des aktuellen 
Weiterbildungssystems in Deutschland.19 Die Voraussetzungen für eine breite Weiterbildungsbe-
teiligung sind demnach nicht erfüllt. Insbesondere eine fehlende Kohärenz des Weiterbildungs-
systems insgesamt sowie eine geringe Erreichbarkeit der Gruppe der Geringqualifizierten werden 
herausgestellt. Die Studie kategorisiert vier Felder mit Verbesserungsbedarf: 

 

Governance-Struktur der  
Weiterbildungslandschaft 

Weiterbildungsberatung,  
Kompetenzvalidierung und  

Teilqualifikationen 

Finanzierung und finanzielle  
Anreize 

Weiterbildung Geringqualifizierter 

 
Quelle: OECD (2021), eigene Darstellung Prognos 

 

Eine uneinheitliche Governance-Struktur führt zu einer geringen Transparenz der Weiterbil-
dungslandschaft 

In Deutschland gibt es kein bundesweites Gesetz zur Regulierung von Weiterbildung. Föderalis-
mus, Dezentralisierung und der daraus resultierende Wettbewerb bringen mit sich, dass Deutsch-
land im OECD-Vergleich eines der kompliziertesten Weiterbildungssysteme aufweist. So teilen 
sich unter anderem Bund, Länder, Unternehmen und Weiterbildungsträger die Verantwortung für 
das Weiterbildungssystem. Aus der Struktur des Weiterbildungssystems resultiert ein geringes 
Maß an Kollaboration, Kohärenz und Transparenz. Die unterschiedlichen Gesetze und Rahmenre-
gelungen auf Bundes- und Länderebene, welche jeweils verschiedene Teile des Weiterbildungs-
systems regulieren, begründen sich in dessen historisch bedarfsorientiertem Ausbau und Wachs-
tum.  

Mehr als staatliche Regulierung nahmen Marktmechanismen Einfluss auf die Entwicklung der 
Weiterbildungslandschaft.20 Unter den etwa 18.000 Weiterbildungsanbietern finden sich unter 
anderem privat-kommerzielle Einrichtungen, privat-gemeinnützige Einrichtungen, berufliche Schu-
len bzw. Fachschulen, Volkshochschulen, Fachhochschulen und Akademien, Einrichtungen von 

 
18 BMAS / BMBF 2019.  
19 OECD 2021. 
20 ebd. 
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Kammern und Innungen, Einrichtungen von Gewerkschaften, Verbänden und Stiftungen, sowie 
betriebliche Bildungseinrichtungen.21   

Die Fragmentierung der Weiterbildungslandschaft bildet sich auch in regionalen Differenzen im 
Umfang des Weiterbildungsangebots ab, wie der deutsche Weiterbildungsatlas 2018 der Bertels-
mann Stiftung deutlich macht.22 Bundesländer wie Hessen, Hamburg und Berlin weisen eine ver-
gleichsweise hohe Anbieterdichte auf. Dahingegen zeigen sich innerhalb der Flächenländer große 
Disparitäten im Weiterbildungsangebot und weiße Flecken in der Angebotslandschaft.23 

Ein Mangel staatlicher Regulierung zeigt sich zudem in der Qualitätssicherung von vor allem non-
formalen Weiterbildungsmaßnahmen, da sich diese – im Gegensatz zur formalen Weiterbildung – 
nicht in das reguläre Bildungssystem einbetten.25 Um die Qualität von Weiterbildungsmaßnah-
men zu sichern, müssten Qualitätsstandards an Weiterbildungen formuliert und deren Einhaltung 
geprüft werden.26 Allgemeingültige Anforderungen an die Qualitätssicherung gibt es aktuell je-
doch nur für Weiterbildungsanbieter, die nach dem SGB II und SGB III förderfähige Weiterbil-
dungsmaßnahmen anbieten.27 Diese müssen hierzu bei der Akkreditierungs- und Zulassungsver-
ordnung Arbeitsförderung (AZAV) der BA eine Zulassung als Träger erhalten. Zu den Vorausset-
zungen einer Zulassung gehört, dass ein Konzept zur Weiterbildung des Lehrpersonals entwickelt 
wird, Zielerreichung gemessen sowie regelmäßige Befragungen der Teilnehmenden durchgeführt 

 
21 BIBB 2021; OECD 2021. 
22 Bertelsmann Stiftung 2018. 
23 Schrader / Martin 2021; Bertelsmann Stiftung 2018. 
24 Definitionen orientieren sich an: BMBF 2020; Rat der Arbeitswelt 2021; Zentrum Liberale Moderne / Prognos AG 2020. 
25 OECD 2021.  
26 BIBB 2019. 
27 Hierzu müssen diese Anbieter von der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung (AZAV) als Träger zugelassen 
werden (https://azwv.de/images/pdf/akkreditierung-arbeitsfoerderung-verordnung.pdf) und unter anderem Nachweise zur Eignung 
der Schulungsräumlichkeiten, der Qualifikationen des Personals und der Umsetzung eines Qualitätsmanagementsystems (QMS) er-
bringen 

Formen der Weiterbildung24 

Formale Weiterbildung: institutionalisierte Weiterbildungsformate, die im regulären Bil-
dungssystem verortet sind, mindestens sechs Monate dauern und in einer formalen 
Zertifizierung nach nationalem Qualifizierungsrahmen münden, wie bspw. nachgeholte 
Bildungsabschlüsse oder Techniker- und Meisterabschlüsse  

Non-formale Weiterbildung: institutionalisierte Bildungsmaßnahmen außerhalb des re-
gulären Bildungssystems (z. B. Volkshochschulen, private Anbieter) mit vorgegebenem 
Lernziel, aus denen kein formaler Bildungsabschluss hervorgeht, wie bspw. Seminare 

   a) betriebliche Weiterbildung (vom Betrieb finanziert) 
   b) individuell berufsbezogene Weiterbildung (privat finanziert) 
   c) allgemeine Weiterbildung (privat finanziert, nicht berufsbezogen) 

Informelles Lernen: nichtinstitutionalisierte Lernformate ohne jegliche Form eines orga-
nisierten Rahmens, wie bspw. Lesen von Fachliteratur, Austausch mit Kolleg/-innen 
oder Museumsbesuche 

i 
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werden. Es wird aber nicht vorgegeben, welches Qualitätsmanagementsystem (QMS) anzuwen-
den ist.28  

Weiterbildungseinrichtungen, die nicht förderfähige Weiterbildungsmaßnahmen anbieten, steht 
es hingegen offen, ob und wie sie die Qualität ihrer Maßnahmen sichern. Im Jahr 2017 nutzten 
ungefähr 80 % der Weiterbildungsanbieter eines oder mehrere QMS. Unter den Anbietern mit 
QMS waren etwas mehr als die Hälfte zertifiziert und knapp 30 % nicht zertifiziert. Im Jahr 2017 
war das von 35 % der Weiterbildungsanbieter mit Abstand am häufigsten genutzte QMS die allge-
meinen DIN EN ISO 9000 ff. Normen. Das für den Bereich der Aus- und Weiterbildung spezifisch 
formulierte QMS nach der ISO Norm 29990 wurde nur von 4 % der Weiterbildungsanbieter ge-
nutzt. Gleichzeitig arbeiteten im Jahr 2017 auch 20 % der Anbieter ohne ein QMS.29 

Was abgesehen von QMS nur bedingt erfasst bzw. beeinflusst werden kann, ist die eigentliche 
Qualität der Bildungsarbeit. QMS machen vor allem Vorgaben für interne Organisationsstrukturen 
und Qualitätssicherungsprozesse der Weiterbildungsträger wie z.B. regelmäßige Erhebungen. Auf 
die Lehr-/Lerninteraktion zwischen den Lehrkräften und Teilnehmenden wirkt dies aber nur indi-
rekt ein. Aus der Selbsteinschätzung von Weiterbildungsträgern wirken sich QMS daher stärker 
auf die internen Organisationsstrukturen als auf die Angebotsqualität aus.30 Was weiterhin nicht 
durch QMS adressiert wird, sind die Beschäftigungsverhältnisse der Lehrkräfte.31 In vielen Fällen 
sind Lehrkräfte nicht bei den Weiterbildungseinrichtungen angestellt, sondern als externe Hono-
rarkräfte für diese tätig.32 Dies erschwert den Weiterbildungseinrichtungen auf die Lehr-Lerninter-
aktion und letztlich die Angebotsqualität einzuwirken. Es gibt jenseits der von AZAV akkreditierten 
Weiterbildungsträger keine verbindlichen Vorgaben für die Qualifizierung von Lehrkräften in der 
Weiterbildung.33 

Die Vielfalt und unterschiedliche Verbreitung von QMS und die Zahl der unregulierten Weiterbil-
dungsanbieter macht es für die Nutzer/-innen schwer, deren Qualität zu beurteilen und eine pas-
sende Weiterbildung zu finden, was den Bedarf an Beratungs- und Orientierungsdienstleistungen 
erhöht. 

Eine unübersichtliche Struktur im Bereich der Weiterbildungsberatung erschwert den Zugang 
zu passenden Angeboten  

Dem Bedarf an Beratung steht eine Beratungslandschaft gegenüber, die ähnlich unübersichtlich 
ist wie die der Weiterbildungsangebote. Auch bei der Beratung ist die Verantwortung zwischen 
Staat, Sozialpartnern, Kammern und privaten Anbietern geteilt. Dies ist insofern vorteilhaft, als 
dass Beratungsangebote entsprechend des Bedarfs verschiedener Zielgruppen gestaltet werden 
können.34 

Die Ergebnisse des AES (2020) bestätigen einen Abwärtstrend der wahrgenommenen Transpa-
renz der Weiterbildungsmöglichkeiten. 2016 gaben 69 % der Befragten an, einen guten Überblick 
über die Weiterbildungsmöglichkeiten zu haben. 2018 taten dies noch 67 % und 2020 65 %.35 
Für Weiterbildungsinteressierte folgt daraus eine erschwerte individuelle Handhabung und 

 
28 BIBB 2018. 
29 ebd.  
30 ebd.  
31 Käpplinger/Reuter 2017. 
32 BIBB 2018. 
33 ebd. 
34 OECD 2021. 
35 BMBF 2020. 
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Vergleichbarkeit und damit Einschränkung des gleichberechtigten Zugangs zu Weiterbildung.36 
Dies geht mit einem steigenden Wunsch nach Beratung einher.37 Für das Jahr 2016 hatten die 
Ergebnisse des AES gezeigt, dass ungefähr ein Viertel der Befragten ihrem Weiterbildungswunsch 
oder -bedarf aufgrund mangelnder Beratung nicht nachgegangen sind.38 Ein fehlendes Wissen 
um Beratungsmöglichkeiten oder negative Erfahrungen mit Beratungsangeboten kann auch im 
Zusammenhang damit stehen, dass sich in Deutschland ein relativ geringer Anteil der Erwerbs-
personen über Weiterbildungsmöglichkeiten informiert: Ergebnisse des AES 2016 zeigen, dass 
28 % der Erwachsenen in Deutschland in den letzten 12 Monaten nach formalen oder non-forma-
len Weiterbildungsangeboten suchten. EU-weit lag der Wert bei 35 %, in Österreich und den Nie-
derlanden bei 54 % und in Dänemark bei 68 %. Geringqualifizierte informierten sich deutlich sel-
tener (15 %).39 

Vor diesem Hintergrund ist zu begrüßen, dass im Zuge der Nationalen Weiterbildungsstrategie 
verschiedene Projekte in Planung sind, um die Transparenz bestehender Weiterbildungsangebote 
zu verbessern. Die BA prüft im Auftrag des BMAS die Erstellung eines zentralen Portals für Weiter-
bildung („NOW! Nationale Online-Weiterbildungsplattform“), über das sich weiterbildungsinteres-
sierte Beschäftigte, Unternehmen, aber auch Bildungsanbieter relevante Informationen einholen 
können. Hierbei könnten unter anderem bereits bestehende Weiterbildungsportale der Bundes-
länder, der BA sowie anderer Akteure zusammengeführt werden. Von Seiten des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung (BMBF) wird zudem seit 2020 das Projekt „hoch & weit“ der 
Hochschulrektorenkonferenz gefördert, das ein digitales Weiterbildungsportal zur Übersicht über 
wissenschaftliche Weiterbildungen an deutschen Hochschulen entwickeln soll.40 

Maßnahmen, die durch die Nationale Weiterbildungsstrategie angestoßen wurden, zielen auch 
auf eine verbesserte Weiterbildungsberatung ab. Zum einen wurde die Weiterbildungsberatung 
im Rahmen des Qualifizierungschancengesetzes ausgebaut. Zuvor richtete sich die Weiterbil-
dungsberatung der BA ausschließlich an Erwerbslose und Unternehmen mit Personalbedarf. Mit 
dem Qualifizierungschancengesetz wurde die Weiterbildungsberatung der BA auf alle Arbeitneh-
mer/-innen und Arbeitgeber ausgeweitet.41 So wurde die Weiterbildungsberatung der BA durch 
das Angebot der lebensbegleitenden Berufsberatung ergänzt. Diese soll Arbeitnehmer/-innen 
durch Beratung unterstützen, sich vorausschauend beruflich weiterzuentwickeln und so die ei-
gene Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten. Für Beschäftigte, die sich beruflich neu orientieren wol-
len, hat die BA überdies das Online-Erkundungs-Tool „New Plan“ aufgesetzt. Hierdurch sollen die 
Beschäftigten Anregungen finden, wenn sie noch keine konkreten Ideen zu einer neuen Tätigkeit 
und den dafür erforderlichen Qualifikationsbedarfen und -angeboten haben.42 Mit einem Infotele-
fon zur Weiterbildungsberatung bietet das BMBF ein telefonisches Beratungsangebot, von dem 
alle Bürger/-innen Gebrauch machen können. Von Seiten des BMBF geförderte und von Gewerk-
schaften eingesetzte betriebliche Weiterbildungsmentor/-innen sollen schließlich Weiterbildungs-
beratung in Betriebe hineintragen. Die geförderten Weiterbildungsmentor/-innen sollen Beschäf-
tigte in den Betrieben für die Relevanz von Weiterbildung sensibilisieren und gegebenenfalls pas-
sende Angebote der Weiterbildungsberatung vermitteln. 

 
36 OECD 2021. 
37 BMBF 2020. 
38 Bilger / Käpplinger 2017. 
39 OECD 2021; Bilger / Käpplinger 2017. 
40 BMAS / BMBF 2021. 
41 Pfeiffer et al. 2019. 
42 BMAS / BMBF 2021. 
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Die Validierung von Kompetenzen durch non-formale Weiterbildung und Anerkennung von Teil-
qualifikationen sind ausbaufähig  

Ansätze zur Anerkennung und Validierung von erworbenen Kompetenzen durch non-formale Wei-
terbildung sind in Deutschland im Vergleich zu anderen OECD Ländern wie Dänemark, Finnland 
oder Frankreich wenig entwickelt. Dass Absolvent/-innen non-formaler Weiterbildungsmaßnah-
men in Deutschland weniger positive Effekte auf ihre Beschäftigung empfinden als in anderen 
Ländern, könnte damit zusammenhängen.43 

Während der Nachweis von formalen Abschlüssen und Qualifikationen im deutschen Arbeits-
markt eine hohe Bedeutung hat, gibt es keine standardisierten und flächendeckenden Prozesse, 
wenn es um non-formale oder informell erworbene Kompetenzen geht. Die dafür vorhandenen 
Instrumente sind bildungssektor- oder zielgruppenspezifisch ausgelegt (z.B. die Anrechnung au-
ßerhochschulischer Vorleistungen auf Hochschulstudiengänge oder die Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Qualifikationen) und adressieren nur einen relativ geringen Anteil der zu validie-
renden Kompetenzen.44  

Ansätze dies zu ändern, sind u.a. das von der BA und der Bertelsmann Stiftung entwickelte Tool 
„MYSKILLS“. Es dient der Dokumentation von informell und non-formal erworbenen Kompeten-
zen in 30 Berufen und der Erhöhung der Sichtbarkeit von beruflichem Handlungswissen. Um eine 
Nutzung des Tools für Zugewanderte und Geflüchtete zu ermöglichen, wird dieses in zwölf Spra-
chen angeboten. 45 Das seit 2015 vom BMBF mitentwickelte Projekt „ValiKom“ nimmt abschluss-
bezogene Validierungen non-formal und informell erlangter Kompetenzen vor. Diese stellt jedoch 
kein Äquivalent für eine formal absolvierte Ausbildung dar und lässt sich zudem für bislang kaum 
mehr als 30 Berufe anwenden.46 Eine systematische Erfassung von Kompetenzen findet somit 
nicht statt. Folglich besteht auch keine Möglichkeit für Beschäftigte, ihre derzeitigen Kompeten-
zen mit aktuellen und zukünftigen Anforderungen am Arbeitsmarkt abzugleichen und darauf auf-
bauend den persönlichen Qualifizierungsweg selbstbestimmt zu gestalten. 

Teilqualifikationen können helfen Menschen ohne Berufsabschluss die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen. Die BA sieht in berufsanschlussfähigen Teilqualifikationen für Geringqualifizier-
ten ein an Bedeutung gewinnendes Instrument auf dem Weg zu einem Berufsabschluss. Ergeb-
nisse einer Studie der Bertelsmann Stiftung zeigen, dass auch von Seiten der Unternehmen ein 
Bedarf an Teilqualifizierten besteht.47  

Doch fehlt es in Deutschland aktuell noch an bundesweit anerkannten Standards für Teilqualifi-
kationen. Stattdessen bestehen unterschiedliche Zuschnitte von Teilqualifikationen nebeneinan-
der, teils in denselben Berufen. Zudem sind Angebote von Teilqualifizierung häufig regional be-
grenzt. Eine Initiative zur Förderung von Teilqualifikationen ist das seit 2017 laufende und vom 
BMBF finanzierte Projekt „CHANCEN NUTZEN! Mit Teilqualifikationen Richtung Berufsabschluss“ 
der DIHK, welches sich an über 25-jährige Geringqualifizierte richtet.48 In Kooperation mit diesem 
Projekt hat die seit 2019 existierende und ebenfalls vom BMBF finanzierte Initiative ETAPP der 
Bildungswerke zum Ziel einen bundesweit standardisierten Prozess für Teilqualifikationen auf 

 
43 OECD 2021. 
44 ebd. 
45 Bertelsmann Stiftung 
46 BMAS / BMBF 2021; OECD 2021. 
47 Bertelsmann Stiftung 2020. 
48 DIHK 
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Grundlage der bereits existierenden Ansätze zu etablieren. Bislang jedoch nur für wenige, ausge-
wählte Berufe.49 

Die Fördermöglichkeiten für Weiterbildung sind kleinteilig und teils lückenhaft  

Die Kosten für Weiterbildung können für Weiterbildungsinteressierte ein zentrales Hemmnis für 
die Teilnahme darstellen.50 Nicht nur müssen Kosten für die Bildungsformate und etwaige Anrei-
sen auf sich genommen werden, sondern gehen außerbetrieblichen Weiterbildungen auf Seiten 
der Beschäftigten gegebenenfalls auch mit Gehaltseinbußen einher.  

Die OECD beschreibt die bestehende Förderlandschaft für Weiterbildung in Deutschland als ein 
Mosaik verschiedener Instrumente, die meist zielgruppenspezifisch angelegt sind. Der Zugang zu 
einer Förderung kann von der Beschäftigtensituation, der Qualifikation, Einkommen, Alter, Be-
triebsgröße oder Migrationshintergrund abhängen. Förderungen gibt es auf Bundes- und Länder-
ebene, wobei sich bei letzterer die Instrumente je nach Land unterscheiden können. Auf der Liste 
der Finanzierungsinstrumente stehen unter anderem einmalige Zuschüsse, Steuerbegünstigun-
gen (Werbungskosten, Aufwendungen für Aus- und Fortbildung), Kredite, Stipendien oder Gut-
scheine (für Arbeitslose). Dabei können durch die Instrumente teils direkte Kosten (z.B. Kursge-
bühren, Fahrtkosten), teils indirekte Kosten (Einkommensverzicht) oder teils beide Arten der Wei-
terbildungskosten gefördert werden. Für den/die Nutzer/-in ist damit schwer zu durchschauen, 
bei welchem Finanzierungsinstrument welcher Anspruch besteht.51 Aktuell werden durchschnitt-
lich 34 % der direkten Weiterbildungskosten durch die Individuen übernommen.52 

Eine Förderlücke in der deutschen Weiterbildungslandschaft besteht nach Aussage der OECD für 
Menschen mit künftig obsoleten Kompetenzen, die aus eigener Motivation heraus, unabhängig 
von ihrer Beschäftigung, langfristig ausgelegte Bildungsformate in Anspruch nehmen möchten. 
Zwar gibt es in allen Ländern außer Sachsen und Bayern den Bildungsurlaub, der es Beschäftig-
ten je nach Bundesland im Schnitt fünf Tage im Jahr erlaubt, sich für Weiterbildungsmaßnahmen 
bezahlt beurlauben zu lassen. Es liegt aber auf der Hand, dass eine berufliche Umorientierung in 
einer solch kurzen Zeit nicht möglich ist.53  

Bei der beruflichen Weiterbildung im Rahmen einer Beschäftigung wurden die Fördermöglichkei-
ten für diese Zielgruppe mit dem seit dem 01. Januar 2021 wirksamen Qualifizierungschancenge-
setz deutlich erweitert. Dieses baut auf den Regelungen des Sonderprogramms „WeGebAU“ (Wei-
terbildung Geringqualifizierter und beschäftigter älterer Arbeitnehmer in Unternehmen) der BA 
auf. Während zuvor nur Beschäftigte aus kleinen und mittelständischen Unternehmen, Beschäf-
tigte ohne Berufsausbildung oder ältere Beschäftigte eine Förderung zur Weiterbildung erhalten 
konnten, erweitert das Qualifizierungschancengesetz diesen Zugang. Auf Grundlage des Gesetzes 
können Beschäftigte unabhängig ihres Alters, ihrer Qualifikation oder der Größe des Betriebes 
eine partielle oder vollständige Förderung der Weiterbildung und der Freistellungskosten erhal-
ten.54 Voraussetzung für eine Förderung ist, dass der Abschluss der Berufsausbildung einer be-
schäftigten Person länger als vier Jahre zurückliegt, die Weiterbildungsmaßnahme nicht in die Zu-
ständigkeit des Arbeitgebers fällt, länger als vier Wochen andauert und von einem zugelassenen 
Träger durchgeführt wird.55 Dabei sind die Weiterbildungsförderung und die 

 
49 ETAPP 2020; OECD 2021. 
50 Müller / Wenzelmann 2020. 
51 OECD 2021. 
52 ebd. 
53 ebd. 
54 Pfeiffer et al. 2019.   
55 ebd. 
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Arbeitsentgeltzuschüsse, die Arbeitgeber für die Freistellung erhalten, von der Qualifikation der 
Beschäftigten und der Unternehmensgröße abhängig.56 Bei Beschäftigten mit geringer Qualifika-
tion und bei Beschäftigten von Kleinstunternehmen mit weniger als zehn Mitarbeitenden ist die 
Übernahme der Kosten und Zuschüsse mit einer hundertprozentigen Kostenübernahme und Be-
zuschussung der Arbeitsentgelte am höchsten.   

Das im Mai 2020 in Kraft getretene Arbeit-von-morgen-Gesetz schließt wiederum an die Regelun-
gen des Qualifizierungschancengesetzes an. Zum einen macht es die finanzielle Förderung zu-
gänglicher, indem es das Antragsverfahren für Betriebe erleichtert57 und die Mindestdauer der 
Weiterbildungsmaßnahme von 160 auf 120 Stunden absenkt.58 Weiter erhöht es die finanzielle 
Förderung für Beschäftigte und Betriebe, die im Zuge des Strukturwandels erhöhte Weiterbil-
dungsbedarfe haben.59 Arbeitslose und Beschäftigte ohne eine abgeschlossene Berufsausbildung 
erhalten zudem auf Grundlage des Arbeit-von-morgen-Gesetzes einen Rechtsanspruch auf die 
Förderung von Weiterbildung, die zu einem Berufsabschluss führt.60 Die Förderung einer berufs-
abschlussbezogenen Weiterbildung ist hierbei an die Bedingung geknüpft, dass Aussichten auf 
einen erfolgreichen Abschluss der Weiterbildung bestehen und der Abschluss die Beschäftigungs-
fähigkeit der Person erhöhen würde.  

Im Zuge der Nationalen Weiterbildungsstrategie wurde auch das Aufstiegsfortbildungsförderungs-
gesetz, oft „Aufstiegs-BAföG“ genannt, überarbeitet. Die in dem Gesetz geregelte Förderung für 
Beschäftigte mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die sich durch eine Fortbildung bei-
spielsweise zum/zur Techniker/-in oder Meister/-in höherqualifizieren wollen, wird dadurch aus-
geweitet. Der Zuschuss zu Lehrgangs- und Prüfungsgebühren wird erhöht, Darlehenserlassmög-
lichkeiten ausgebaut und der Lebensunterhalt mit einem Beitrag voll bezuschusst.61 Auch wird 
durch die gesetzliche Ausweitung eine Förderung von Beschäftigten über bis zu drei Fortbildungs-
stufen ermöglicht und somit ein schrittweiser Aufstieg durch Weiterqualifizierung finanziell geför-
dert.62  

Durch die beschlossene, noch bevorstehende 27. BAföG Reform wird die Altersgrenze für die För-
derung eines Bachelor- oder Masterstudiums auf ein Alter von 45 Jahren angehoben und damit 
ein Studium im späteren Verlauf des Erwerbslebens erleichtert.  

Schließlich wurde im Kontext der COVID-19 Pandemie mit dem Beschäftigungssicherungsgesetz 
Beschäftigten in Kurzarbeit erleichtert, während der Kurzarbeit finanzielle Förderung für berufli-
che Weiterbildung in Anspruch zu nehmen.63  

Auf Grundlage einer Prüfzusage hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) dar-
über hinaus konzeptionelle Überlegungen zur staatlichen Förderung einer Bildungszeit/-teilzeit für 
Arbeitnehmer/-innen entwickelt.64 Die Idee folgt grundsätzlich dem Modell der Bildungskarenz 
(bzw. Bildungsteilzeit) in Österreich: Zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit werden bildungsbe-
dingte Erwerbsauszeiten (bzw. eine Reduzierung der Erwerbstätigkeit) durch einen teilweisen Aus-
gleich des Einkommensentfalls unterstützt.65 Nach aktuellen Informationen würde bei einer Ein-
führung einer Bildungszeit in Deutschland die maximale Förderdauer von Weiterbildung 12 Mo-
nate bzw. 24 Monate in Teilzeit betragen.66 Die Höhe der Förderung läge bei 60 % des 
 
56 Klaus et al. 2020. 
57 BMAS / BMBF 2021. 
58 Klaus et al. 2020. 
59 BMAS / BMBF 2021. 
60 Arbeitsweltbericht 2021. 
61 BMAS / BMBF 2021. 
62 Rat der Arbeitswelt 2021. 
63 BMAS / BMBF 2021. 
64 ebd. 
65 Bock-Schappelwein / Famira-Mühlberger / Huemer.  
66 ebd.; BMAS 2022.  
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monatlichen Einkommens (67 % bei Familien) und damit in der Höhe des Arbeitslosengelds.67 
Eine Förderung für Arbeitnehmer/-innen, um Zeit zu haben, neue berufliche Perspektiven erkun-
den und entwickeln zu können unabhängig von ihrer aktuellen Tätigkeit, bleibt bislang aber eine 
konzeptionelle Erwägung.  

Deutlich wird, dass für einen großen Teil der bestehenden Fördermaßnahmen der Betrieb das Na-
delöhr bildet. Für die Förderung nach dem Qualifizierungschancengesetz, nach dem Beschäfti-
gungssicherungsgesetz und für Teile der Förderung des Arbeit-von-Morgen-Gesetzes ist eine Be-
triebszugehörigkeit Voraussetzung. Die Erteilung eines Rechtsanspruchs für Arbeitslose auf eine 
berufsabschlussbezogene Weiterbildung im Rahmen des Arbeit-von-Morgen-Gesetzes, die Förde-
rung einer Aufstiegsfortbildung und die Förderung durch BAföG bilden eine Ausnahme davon. Je-
doch sind auch diese drei Förderungen an spezifische Bedingungen geknüpft und schaffen kei-
nen allgemeingültigen Zugang zu geförderter Weiterbildung für alle.68  

Betriebe haben zudem einen wirtschaftlichen Anreiz, vor allem Weiterbildungen in jenen Kompe-
tenzfeldern zu unterstützen, die für akut anstehende Aufgaben gebraucht werden. Es bestehen 
folglich potenzielle Interessenskonflikte zwischen Arbeitnehmenden, die sich in einer längerfristi-
gen Perspektive berufliche neu orientieren möchten und Unternehmen.69 

Grundsätzliche Voraussetzung für eine Inanspruchnahme ist weiterhin, dass Beschäftigte oder 
deren Betriebe die Möglichkeit staatlicher Förderung kennen. Aus den Ergebnissen der IAB-Be-
triebsbefragung (2020) geht hervor, dass im Oktober 2020 lediglich 32 % der befragten Betriebe 
die Förderprogramme kennen und dass von diesen Betrieben wiederum nur 32 % eine Förderung 
in Anspruch genommen hatten.70 Dies deutet auf die geringe Bekanntheit und Zugänglichkeit der 
Fördermöglichkeiten hin.71  

Die Weiterbildungsbeteiligung Geringqualifizierter in Deutschland ist unterdurchschnittlich 

Die Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland liegt leicht über dem OECD-Durchschnitt, wobei 
sich der Großteil aus non-formalem Lernen, insbesondere betrieblicher Weiterbildung und infor-
mellem Lernen, zusammensetzt. 2016 lag die Quote der Erwachsenen, die an non-formalen Lern-
formaten teilnehmen bei 50 %.72 Die Ergebnisse des AES Survey (2020) zeigen, dass sich hier ein 
Aufwärtstrend abzeichnet: Während die non-formale Weiterbildungsbeteiligung der Personen im 
Erwerbsalter von 2016 bis 2018 auf 54 % anstieg, lag sie 2020 bei 60 %. Auf den ersten Blick ist 
die stetige Zunahme der Weiterbildungsbeteiligung eine positive Entwicklung. Doch betrachtet 
man die Zusammensetzung des Teils der Bevölkerung, der sich weiterbildet und die institutionel-
len und finanziellen Voraussetzungen dafür, zeichnen sich dringende Handlungsbedarfe ab. 

Die Diskrepanz der Beteiligungsquote an Weiterbildungsformaten zwischen Hoch- und Geringqua-
lifizierten ist in Deutschland unter den OECD Ländern mit am höchsten. Insbesondere Geringqua-
lifizierte, Geringverdienende sowie Beschäftigte kleiner und mittelgroßer Unternehmen (KMUs) 
bilden sich wenig weiter.73 Den Ergebnissen des AES (2020) zufolge nehmen 44 % derjenigen mit 
niedrigem Schulabschluss an non-formaler Weiterbildung teil, 60 % der Personen mit mittlerem 
Schulabschluss und 71 % jener, die einen hohen Schulabschluss aufweisen. Die Diskrepanz er-
höht sich mit Blick auf den beruflichen Bildungsabschluss: Personen ohne Berufsausbildung 
 
67 BMAS 2021. 
68 Bothfeld et al. 2019. 
69 Knuth 2021. 
70 Kruppe et al. 2021. 
71 Cordes 2020; Dohmen / Cordes 2019 zitiert nach OECD 2021. 
72 BMBF 2016. 
73 OECD 2021. 



 

 Seite 14 

  

nahmen 2020 zu 47 % an Weiterbildungen teil, Personen mit abgeschlossener Lehre zu 57 %, 
jene mit Fachschul- oder Meisterabschluss zu 71 % und Personen mit abgeschlossener akademi-
scher Ausbildung zu 77 %. Aber nicht nur der Bildungsstand, sondern auch der Erwerbsstatus be-
einflusst die Quote der Weiterbildungsbeteiligung: 2020 nahmen nur 34 % der Arbeitslosen und 
30 % der nichterwerbstätigen Personen an Weiterbildungsmaßnahmen teil, während es unter den 
Erwerbspersonen 67 % waren, was die übergeordnete Stellung betrieblicher Weiterbildung im 
deutschen System verdeutlicht.74  

Für die vergleichsweise geringe Teilnahme von Geringqualifizierten an beruflicher Weiterbildung 
kann es verschiedene Gründe geben, die in vielen Fällen zusammenwirken.75 Von besonderer Be-
deutung für Geringqualifizierte sind die finanziellen Hürden. Zunächst mangelt es Geringqualifi-
zierten häufig an finanziellen Ressourcen, um eine Weiterbildung zu finanzieren bzw. um Gehalts-
einbußen zu kompensieren. Darüber hinaus bewerten Geringqualifizierte im Vergleich zu Höher-
qualifizierten den monetären Nutzen einer Weiterbildung deutlich kritischer.76 Mangelnde zeitli-
che Ressourcen für Weiterbildung sind ein weiterer hemmender Faktor für Geringqualifizierte, be-
sonders dann, wenn sie eine Weiterbildung nicht mit einer Verantwortung für Kinderbetreuung 
oder Pflege vereinbaren können.77 Die mangelnde Übersichtlichkeit des Weiterbildungssystems 
stellt für Geringqualifizierte eine weitere Barriere dar. Dass Geringqualifizierte seltener als Höher-
qualifizierte Weiterbildungsberatung in Anspruch nehmen, kommt erschwerend dazu.78 Weiterhin 
können zurückliegende negative Erfahrungen mit dem Lernen bzw. mit Lehrer/-innen oder Ausbil-
der/-innen die Weiterbildungsbereitschaft hemmen.79  

3.3 Gegenüberstellung Soll- und Ist-Zustand 

Die Gegenüberstellung von Soll- und Ist-Zustand zeigt auf, wo im aktuellen Weiterbildungssystem 
Verbesserungsbedarf besteht.   

Soll-Zustand  Ist-Zustand 

Strategische Vorausschau 

Feststellung zukünftiger Weiterbildungsbe-
darfe 

 

Mangel an strategischem Monitoring von künf-
tig relevanten Kompetenzen; fehlende Grund-
lage für eine vorausschauende Planung von 

Weiterbildungsangeboten 

 

Kommunikation zukünftiger Weiterbildungsbe-
darfe 

 

 
74 BMBF 2020. 
75 OECD 2022. 
76 IAB 2018. 
77 OECD 2021; IAB 2018. 
78 IAB 2018. 
79 OECD 2021; IAB 2018.  
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Zukunftsorientierung des Weiterbildungssystems 

Strategische Anpassung und Weiterentwick-
lung der Bildungseinrichtungen und des Wei-

terbildungsangebots 

Keine zentrale Koordinierung der Bildungsein-
richtungen und des Weiterbildungsangebotes 

  

Sicherstellung der Qualität und Zukunftsorien-
tierung des Weiterbildungsangebots  

 

Keine allgemeingültigen Qualitätsstandards, 
Qualitätsmanagementsysteme und Zertifizie-

rungen nicht flächendeckend verbreitet 

Sicherstellung von (zukunftsfähigen) Kompe-
tenzen des Lehrpersonals  

 

Nur indirekte Einflussnahme auf Qualifizierung 
des Lehrpersonals über Qualitätsmanagement-

systeme  

Zugänglichkeit des Weiterbildungsangebotes 

Schaffung eines bundesweit einheitlichen 
rechtlichen Rahmens, Gewährleisten eines 

Rechts auf Weiterbildung  

Übersichtlichkeit und Transparenz der Weiter-
bildungslandschaft  

 

Unterschiedliche Regularien auf Länderebene, 
Einschränkung des Zugangs zu Weiterbildung 

u.a. über Arbeitgeber  

Hohe Fragmentierung der Anbieterstruktur, der 
Qualitätsmanagementsysteme und Zertifizie-

rung von Weiterbildungslehrgängen 

Finanzielle Förderung für Weiterbildungsinte-
ressierte  

 

Ausweitung der finanziellen Förderung, jedoch 
keine allgemeingültige Zugänglichkeit (Konditi-

onalität) 

Informationsmöglichkeiten für Weiterbildungs-
interessierte 

Keine zentrale Übersicht zu Weiterbildungsan-
geboten, politische Überlegungen zur Bereit-
stellung eines zentralen, digitalen Informati-

onsportals  

Beratungsmöglichkeiten für Weiterbildungsin-
teressierte 

Bereitstellung einer Weiterbildungsberatung 
für alle Erwerbspersonen, Inanspruchnahme 

und Qualität ausbaufähig 

Standardisiertes, bundesweites System zur Va-
lidierung von vorhandenen Kompetenzen so-

wie flächendeckende Möglichkeiten standardi-
sierter Teilqualifikationen 

Begrenzte Optionen zum Nachweis erworbener 
Kompetenzen; keine bundesweiten Standards 

in der Entwicklung von Teilqualifikationen 
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4 Das Bildungsgrundeinkommen: ein umfassendes Finanzie-
rungsinstrument für Weiterbildung  

Das Bildungsgrundeinkommen ist ein Konzept zur Finanzierung beruflich verwertbarer, außerbe-
trieblicher Weiterbildung, das erstmals durch den Bildungsökonom Gerd Grözinger zur Diskussion 
gestellt wurde.80 

Im Rahmen des Projekts „Sicherheit im Wandel“, welches das Zentrum Liberale Moderne in Zu-
sammenarbeit mit der Baden-Württemberg Stiftung 2018 initiierte, wurde die Idee des Bildungs-
grundeinkommens erneut aufgegriffen. Ziel des Projekts ist es, freiheitliche und individuell selbst-
bestimmte Lösungen herauszuarbeiten, um dem rasanten und mehrschichtigen Wandel als Ge-
sellschaft aufgrund der Megatrends wie Globalisierung, Digitalisierung, Klima- und demografi-
schen Wandel selbstbewusst und dynamisch entgegenzutreten. Die durch eine Kommission aus 
Vertretern/-innen aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft erarbeiteten Hand-
lungsempfehlungen sollen eine Schockstarre der Gesellschaft verhindern und helfen, ihre soziale 
und demokratische Resilienz auszubauen.81  

Das Zentrum Liberale Moderne und Prognos haben 2021 eine erste Kurzstudie vorgelegt, die das 
Konzept des Bildungsgrundeinkommens vorstellt und seine möglichen Kosten beziffert. An diese 
Kurzstudie knüpfen die Ausführungen an.  

Das Bildungsgrundeinkommen stellt einen weitreichenden Lösungsvorschlag im Handlungsfeld 
„Individuelle Befähigung durch Bildung und Weiterbildung“ dar.82 Der Kern des Konzepts besteht 
darin, dass jedes Individuum durch Weiterbildung zu selbstwirksamem Handeln und gesellschaft-
licher Teilhabe befähigt wird. Konkret soll es als ein bedingtes und zeitlich begrenztes Grundein-
kommen ermöglichen, dass Individuen 

■ ihre beruflichen Kompetenzen in eigener Initiative weiterentwickeln,  
■ eine höhere Lebenszufriedenheit durch berufliche Selbstverwirklichung erreichen, 
■ Brüche in ihren Erwerbsbiografien abfedern.  

Auf volkswirtschaftlicher Ebene soll das Bildungsgrundeinkommen dafür sorgen, dass 

■ das allgemeine Qualifikationsniveau der erwerbstätigen Bevölkerung steigt, 
■ die Arbeitsmarktdynamik angekurbelt wird, 
■ der Strukturwandel gedämpft wird.83 
 
 

 
80 Grötzinger 2007. 
81 Zentrum Liberale Moderne 2019. 
82 Weitere Handlungsfelder sind: Gesellschaftliche und soziale Teilhabe, Innere Sicherheit im klassischen Sinn und Rolle öffentlicher 
Institutionen und aktiver Bürgergesellschaft. 
83 Zentrum Liberale Moderne / Prognos AG 2020. 
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Entsprechend der Idee eines Grundeinkommens wird das Bildungsgrundeinkommen nicht auf 
Grundlage des jeweiligen Arbeitsentgelts einer Person bemessen, sondern allen Empfänger/-in-
nen in Form einer Pauschale von 1.200 Euro ausbezahlt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kinder 
und/oder bei besonderen Lebenslagen. Im Verhältnis zu ihrem Arbeitsentgelt generiert die Pau-
schale für Geringverdienende daher einen stärkeren finanziellen Anreiz als für Höherverdienende, 
die im Vergleich höhere Gehaltseinbußen erfahren.  

Zwar ist das Bildungsgrundeinkommen in erster Linie ein Finanzierungsinstrument, jedoch geht 
damit auch ein Bürgerrechtsargument einher: Es sieht ein zentrales Recht auf Weiterbildung für 
alle Bürger/-innen zwischen 25 und 64 Jahren vor. Damit dieser Rechtsanspruch umsetzbar ist, 
bedarf es neben einer entsprechenden Finanzierung einer Sicherstellung des Zugangs zu Weiter-
bildung. Dies umfasst sowohl eine kompetente Weiterbildungsberatung als auch eine Transpa-
renz der Weiterbildungsmöglichkeiten.84 

 

 
84 Zentrum Liberale Moderne / Prognos AG 2020. 

Eckdaten des Finanzierungsinstruments  

■ Anspruch für alle Bürger/-innen zwischen 25 und 64 Jahren, Personen in der 
Erstausbildung ausgeschlossen, Wahlfreiheit für Erwerbslose zwischen Leistungen 
des SGB II/ SGB III und dem Bildungsgrundeinkommen  

■ Förderfähig ist individuelle, beruflich verwertbare Weiterbildung, nicht betriebliche 
Weiterbildung 

Förderumfang 

■ 1.200 EUR/Monat als Lebensunterhalt für maximal 3 Jahre im Verlauf des Lebens, 
am Stück oder in Abschnitten beanspruchbar, wobei die Mindestdauer der geför-
derten Maßnahme 3 Monate beträgt 

■ Zuschuss von 200 EUR/Monat pro Kind, fallabhängige Bemessung eines Zuschus-
ses für besondere Lebenslagen (z.B. bei Pflege von Angehörigen oder Beeinträchti-
gungen) 

■ Bei Weiterbildung in Teilzeit wird Förderung anteilig ausgezahlt 

■ Bildungskosten werden voll bezuschusst 

■ Fahrt-/Materialkosten werden übernommen 

■ Sozialabgaben übernimmt der Staat: Renten- und Arbeitslosenversicherungsbe-
träge werden auf Grundlage eines durchschnittlichen Arbeitnehmerentgeltbetrages 
von 3.740 Euro berechnet, Kranken- und Pflegeversicherungsbeträge auf der 
Grundlage der 1.200 Euro Lebensunterhalt 

■ Ggf. Verwendung individueller Ersparnisse oder Zuschüsse vom Arbeitgeber nötig, 
um den Lebensstandard zu halten 

i 
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Somit gehen die folgenden begleitenden Rahmenbedingungen mit dem Konzept des Bildungs-
grundeinkommens einher: 

■ Rechtsanspruch auf Weiterbildung, 
■ Sicherstellung einer flächendeckenden, transparenten Weiterbildungsinfrastruktur, beste-

hend aus Weiterbildungsangeboten und -beratung, 
■ Qualitätssicherung der geförderten Weiterbildungsmaßnahmen sowie des Weiterbildungsper-

sonals, 
■ institutionelle Ansiedlung des Bildungsgrundeinkommens für die Administration der Förder-

mittel. 

Das Konzept des Bildungsgrundeinkommens ist in seiner Idee kompatibel mit der vom BMAS dis-
kutierten Bildungszeit/-teilzeit 85 (siehe Kapitel 3.2), ist aber offener gestaltet. Der Personenkreis 
ist weiter gefasst, da die Förderung nicht an ein Beschäftigungsverhältnis geknüpft ist. So sind 
beispielsweise Personen, die aufgrund von Kinderbetreuung oder Pflege keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen, ebenso wie (Solo-)Selbstständige in eine Förderung durch das Bildungsgrundeinkom-
men explizit eingeschlossen. Für Erwerbslose besteht Wahlfreiheit, sich zwischen Leistungen des 
SGB II bzw. SGB III und einer Förderung durch das Bildungsgrundeinkommen zu entscheiden. 
Auch ist die maximale Förderdauer des Bildungsgrundeinkommens mit drei Jahren länger als die 
der Bildungszeit/-teilzeit.86 Durch die dreijährige Förderdauer beinhaltet das Bildungsgrundein-
kommen die Möglichkeit, für die Dauer einer formalen Ausbildung, eines Bachelorstudiums, oder 
eines Masterstudiums gefördert zu werden (sofern keine Erstausbildung).  

Auch mit dem Empfehlungsvorschlag individueller Lernzeitkonten, der von der Europäischen 
Kommission vorgelegt wurde87, ist das Bildungsgrundeinkommen zu großen Teilen vereinbar. Der 
Vorschlag sieht vor, dass alle Bürger/-innen von EU-Mitgliedsstaaten Weiterbildungsansprüche 
akkumulieren und im gesamten Lauf des Erwerbslebens einlösen können. Es werden ähnliche 
Bedingungen eines institutionellen Rahmens formuliert, der unterstützend bereitgestellt sein 
sollte, wie Weiterbildungsberatung und Validierungsmöglichkeiten für Kompetenzen. Für die Höhe 
und Finanzierung der Ansprüche und die Umsetzung des unterstützenden Rahmens macht der 
Vorschlag keine konkreten Vorgaben, sondern überlässt deren Ausgestaltung den Mitgliedsstaa-
ten. Ein Unterschied zum Bildungsgrundeinkommen besteht darin, dass gemäß des Kommissi-
ons-Vorschlags Personen mit einem höheren Weiterbildungsbedarf umfassendere Weiterbil-
dungsansprüche erhalten sollen.  

 
   

 
85 SPD / GRUENE / FDP (2021) 
86 Bock-Schappelwein / Famira-Mühlberger / Huemer; BMAS 2022.  
87 siehe https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_21_6477 
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5 Anknüpfungspunkte zur Weiterentwicklung eines zugängli-
chen Weiterbildungssystem 

Damit das Verständnis beruflicher Weiterbildung entsprechend dem oben ausgeführten Zielbild 
als unabdingbarer Aspekt des Berufslebens verankert werden kann, bedarf es rechtlicher Grund-
lagen und eines materiellen Rahmens. Das Bildungsgrundeinkommen kann als Finanzierungs-
instrument verbunden mit einem Rechtsanspruch eine Brücke zwischen Ziel- und Ist-Zustand 
schlagen. Welche Anforderungen bei der Einführung eines solchen Instruments an das deutsche 
Weiterbildungssystem entstehen, wird im folgenden Kapitel diskutiert.  

5.1 Recht auf beruflich verwertbare Weiterbildung88 

Das Grundgesetz definiert freie Berufswahl und Berufsausübung zwar als zu schützenden As-
pekt.89 Zur Sicherstellung der freien Berufswahl und der Berufsausübung im Laufe des Erwerbsle-
bens ist die Gesetzeslage auf Bundes- und Länderebene jedoch sehr lückenhaft. Der Wunsch 
nach beruflicher Weiterbildung und Neuorientierung kann in diesem Kontext unter anderem an 
mangelnden zeitlichen Ressourcen, mangelnden finanziellen Ressourcen und/oder mangelndem 
Einverständnis des Arbeitgebers scheitern. Eine bundesweit einheitliche, gesetzliche Grundlage 
ist notwendig, um möglichst für alle einen Zugang zu Weiterbildung zu schaffen.  

Die OECD empfiehlt Deutschland ein nationales Weiterbildungsgesetz und verweist auf entspre-
chende Gesetze in Österreich und der Schweiz. Weiterbildung wird in beiden Ländern in einem 
einzigen bundesweiten Gesetz reguliert, welches Definition, Verantwortlichkeiten und Finanzie-
rung der Weiterbildung abdeckt (siehe Info-Boxen).90  

Ein bundesweit geltendes, individuelles Recht auf Weiterbildung, wie es das Modell des Bildungs-
grundeinkommens voraussetzt, würde über diese Empfehlung noch hinausgehen. Mit einem 
Recht auf Weiterbildung geht ein Rechtsanspruch einher, der juristisch eingeklagt werden kann.91 
Dadurch würde der Wert von Weiterbildung im Bildungssystem und der Gesellschaft stark aufge-
wertet und Ungleichheiten im Zugang zu beruflicher Weiterbildung adressiert. Das Recht müsste 
in Anknüpfung an die aktuelle Gesetzeslage sowohl im Arbeits- als auch im Sozialrecht verankert 
werden. 

Was bedeutet ein Recht auf Weiterbildung? Wer ist in der Verantwortung? 

Um ein Recht auf Weiterbildung durchzusetzen, benötigt es genauer gesagt mehrere Rechte, die 
in einem Bundesweiterbildungsgesetz festgehalten werden. Dies ergibt sich daraus, dass Perso-
nen zu verschiedenen Ressourcen Zugang brauchen, um Weiterbildung wahrnehmen zu können: 
Zeit, eine Finanzierung des Lebensunterhalts, eine Finanzierung der Kosten der Weiterbildung, 
und soziale Sicherung.92 Um diese Aspekte zu erfüllen, braucht es folglich ein Recht auf Zeit, ein 

 
88 Die Einsichten dieses Kapitels beruhen stark auf einer Studie von Kocher und Welti (2013) sowie Erkenntnissen aus drei Fachge-
sprächen mit Expert/-innen. 
89 Kocher / Welti 2013.  
90 OECD 2021. 
91 Kocher / Welti 2013. 
92 ebd. 
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Recht auf Finanzierung der Weiterbildungskosten, ein Recht auf Finanzierung des Lebensunter-
halts und auf soziale Sicherung, die den zeitlichen bzw. finanziellen Umfang dieser Ansprüche re-
geln. In den jeweiligen Rechten sollte weitergehend reguliert werden, welcher Akteur in der Pflicht 
ist, den Zugang bereitzustellen. Die Zuständigkeiten können dabei auf verschiedene Akteure ent-
fallen. 

Ein Recht auf Zeit richtet sich insbesondere an die Arbeitgeber. Dieses kann sie verpflichten, Be-
schäftigungsverhältnisse bei Bedarf anzupassen, damit Beschäftigte für die Zeit der Weiterbil-
dung ihre Arbeitszeit etwa reduzieren, pausieren oder flexibel einteilen können und eine Rück-
kehr in den Betrieb sichergestellt ist.93  

Ein Recht auf Finanzierung des Lebensunterhalts kann sich ebenfalls an den Arbeitgeber richten. 
So kann der Arbeitgeber verpflichtet werden, Lohnfortzahlungen zu leisten. Alternativ kann – wie 
in dem hier vorgeschlagenen Modell - der Staat oder ein Sozialversicherungsträger wie die BA 
dazu verpflichtet werden, Entgeltersatzleistungen zu zahlen. Wenn der Lebensunterhalt nicht 
(mehr) aus einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis hervorgeht, muss schließlich 
ein Recht regulieren, wer für die Finanzierung der sozialen Sicherung aufkommt. Eine Finanzie-
rung der Krankenversicherung ist essenziell, aber auch Anspruchsverluste in der Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung sollten vermieden werden.94 Das Bildungsgrundeinkommen sieht in sei-
ner Ausgestaltung vor, dass der Staat sowohl die Kosten für die Lebenshaltung als auch für die 
soziale Sicherung übernimmt. Das entspricht dem Charakter des Instruments als allgemeines 
Bürgerrecht. 

Auch für die Finanzierung der Weiterbildungskosten kommen verschiedene Akteure in Frage. So 
können unter anderem der Staat, Sozialversicherungsträger und/oder der Arbeitgeber für die 
Kosten der Weiterbildung aufkommen. Dabei ist zu definieren, ob derjenige Akteur nur als Kos-
tenträger fungiert oder als Leistungsträger auch Inhalte von Weiterbildungen mitbestimmen 
kann.95 Im Falle des Bildungsgrundeinkommens werden die Kosten für die Weiterbildungsange-
bote wiederum vom Staat getragen. Ein Mitspracherecht zu den Inhalten besteht nicht. Einzige 
Voraussetzungen sind, dass es sich um eine beruflich verwertbare (siehe folgender Absatz) Wei-
terbildung mit einer Mindestdauer von drei Monaten am Stück handelt.  

Wer hat Anspruch auf Weiterbildung? Wie stark sind die Ansprüche? 

Weiter muss reguliert sein, welche Zielgruppen von den Ansprüchen Gebrauch machen können. 
Das Bildungsgrundeinkommen sieht einen breiten Zugang zur Förderung der Weiterbildung vor. 
Anspruch haben grundsätzlich alle Staatsbürger/-innen im Alter von 25 bis 64 Jahren. Hierzu ge-
hören sowohl Beschäftigte, (Solo-) Selbstständige als auch Personen, die aktuell nicht erwerbstä-
tig, aber nicht bei der Arbeitsverwaltung als arbeitslos gemeldet sind. Ausgenommen ist die För-
derung einer ersten beruflichen oder akademischen Ausbildung.  

Die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Bildungsgrundeinkommens sind sehr offen 
formuliert. Bedingung ist, dass die Weiterbildung den Zweck einer beruflich verwertbaren Weiter-
bildung hat. Weiterbildungen zur individuellen Persönlichkeitsentfaltung sind somit nicht förderfä-
hig.  

 
93 Kocher / Welti 2013. 
94 ebd. 
95 ebd.  
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Damit von dem Recht auf Weiterbildung auch Gebrauch gemacht wird, ist weiter zu definieren, 
wie stark der Anspruch auf Zeit ist, den Beschäftigte gegenüber ihren Arbeitgebern geltend ma-
chen können. Der Mutterschutz ist beispielsweise ein unbedingtes Recht und erlaubt keine Ein-
schränkung der Inanspruchnahme von Seiten des Arbeitgebers. Elternzeit kann nur unter drin-
genden betrieblichen Interessen verwehrt werden. Dahingegen gilt der Anspruch auf Teilzeitarbeit 
unter Vorbehalt betrieblicher Interessen. Inwieweit die Inanspruchnahme eines Rechts auf Zeit 
für Weiterbildung konditioniert ist bzw. im Ermessen des Arbeitgebers liegt, ist entsprechend fest-
zulegen.  

Damit Ansprüche nicht sozial selektiv genutzt werden, sollten in den Regulierungen auch Be-
schäftigte explizit mit aufgenommen werden, die sich beruflich umorientieren wollen, da ihre be-
rufliche Tätigkeit aufgrund struktureller Veränderungen künftig nicht mehr nachgefragt wird oder 
sie aufgrund gesundheitlicher Probleme ihrer Tätigkeit mittel- und langfristig nicht mehr nachge-
hen können. Arbeitnehmer- und geberinteressen können hier auseinanderfallen, da der beschäf-
tigende Betrieb ggf. kein Interesse an einer Freistellung für eine vorausschauende berufliche Um-
orientierung hat. Für diese Gruppe müssen rechtlich Vorkehrungen getroffen werden, damit sie 
unabhängig vom Einverständnis des Arbeitgebers von ihren Rechten Gebrauch machen können.  

Wie können Ansprüche durchgesetzt werden?  

Rechtliche Ansprüche zeichnen sich dadurch aus, dass sie vor Gericht einklagbar sind. Wenn ein 
Anspruch auf Zeit durch (dringende) betriebliche Interessen eingeschränkt wird, kann zumindest 
gerichtlich geklärt werden, ob das Ermessen des Arbeitgebers korrekt angewandt wird.96   

Neben der gerichtlichen Einklagbarkeit sollten auch niedrigschwellige, untergerichtliche Verfah-
rensweisen ermöglicht werden. Eine Möglichkeit wäre, die Mitbestimmungsrechte von Betriebs- 
und Personalräten bei der Weiterbildung auszubauen.97 Jedoch sind Betriebs- und Personalräte 
nicht für alle abhängig Beschäftigten zugänglich. Gleiches trifft auf Gewerkschaften zu, die ihren 
Mitgliedern bei Fragen Rat und Unterstützung anbieten können. Folglich benötigt es eine zusätzli-
che Institution, um Personen ein niedrigschwelliges, untergerichtliches Angebot zur Klärung und 
Durchsetzung ihrer Ansprüche zu ermöglichen. Hierfür bräuchte es Institutionen wie Ombudsmän-
ner/-frauen oder Schlichtungsstellen, die bestenfalls regional verankert sind. Durch Bereitstellung 
von Informationen, Beratung und die Moderation von Schlichtungsgesprächen zwischen An-
spruchssteller/-innen und Anspruchsgegner/-innen könnten diese einen Beitrag zur Wirksamkeit 
der Ansprüche leisten. 

 
96 Kocher/ Welti 2013. 
97 ebd.  
98 Schweizerischer Verband für Weiterbildung. 

Weiterbildungsgesetz der Schweiz98 

- Titel: Bundesgesetz über die Weiterbildung (WeBiG) 

- Zweck & Ziel: Stärkung des Lebenslangen Lernens; Unterstützung der individu-
ellen Eigeninitiative zur Weiterbildung, Geringqualifizierte arbeitsmarktfähiger 
machen, Sicherstellung der Koordination von Weiterbildung durch Bund und 
Kantone 

i 
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- Inkrafttreten am 01.01.2017 

- Besonderheiten:  
Erstes nationales Gesetz zur Weiterbildung, welches neue Rahmenbedingungen 
für Bund und Kantone bzgl. Förderung und Steuerung von Weiterbildung auf-
stellt. 
WeBiG ist ein Rahmengesetz, weshalb es lediglich Richtlinien formuliert und 
keine Details reguliert.  

Fördergegenstand/-empfänger: 

- Finanzielle Unterstützung für weiterbildende Organisationen nationalweiten Wir-
kens und ohne Gewinnorientierung 

- Ziel: Vermittlung und Erhalt von Grundkompetenzen Erwachsener  

Art der Förderung: nachfrageorientierte Förderung von Weiterbildungsangeboten aus 
Bundesmitteln 

Konkrete Aspekte, die das Gesetz umfasst: 

- Regulierung der gesamten non-formalen Weiterbildungslandschaft 
- Verantwortung für Weiterbildung liegt beim Individuum. Arbeitgeber und Staat 

sollen die individuelle Weiterbildung begünstigen. 
- Qualitätsverantwortung der Weiterbildung liegt bei den Anbietern. Das WeBiG 

unterstützt jedoch die Transparenz, indem bei öffentlich geförderten Maßnah-
men die Qualitätssicherung in Bezug auf Information zu Angeboten, Qualifizie-
rung des Weiterbildungspersonals, Lernprogrammen und Qualifikationsverfah-
ren abgedeckt sein muss. 

- Anrechnung von Weiterbildung soll durch das WeBiG an Transparenz gewinnen, 
für künftige Anrechnung von Weiterbildung und informellem Lernen an formale 
Abschlüsse  

- Chancengleichheit soll durch das WeBiG erhöht werden: Es wird sowohl auf ge-
schlechtliche Gleichstellung als auch Menschen mit Behinderung, Ausländer/-
innen und Wiedereinsteiger/-innen eingegangen. 

- Durch das WeBiG soll verhindert werden, dass geförderte Weiterbildung zu 
Wettbewerbsverschiebungen führt. 
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99 Österreichisches Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 2021. 

Weiterbildungsgesetz Österreichs99 

- Titel: Bundesgesetz über die Förderung der Erwachsenenbildung und des Volks-
büchereiwesens 

- Zweck & Ziel: Förderung der ständigen Weiterbildung (Aneignung von Kenntnis-
sen und Fertigkeiten) sowie der Fähigkeit und Bereitschaft zu verantwortungs-
bewusstem Urteilen und Handeln und die Entfaltung der persönlichen Anlagen 

- Inkrafttreten am 21.03.1973 

Fördergegenstand/-empfänger: 

- Förderung von Einrichtungen (juristische Personen mit Sitz in Österreich, mit 
nicht gewinnorientierter Tätigkeit, die eine andauernde pädagogische und plan-
mäßige Bildungsarbeit im Gebiet der Erwachsenenbildung oder des Volksbü-
chereiwesens umfasst) und Tätigkeiten mit dem Ziel der ständigen Weiterbil-
dung und des Aneignens von Fähigkeiten, Fertigkeiten und Wissen zur Befähi-
gung zu verantwortungsbewusstem Handeln und Urteilen sowie zu persönlicher 
Entfaltung. 

Art der Förderung: 

- privatrechtliche Zuwendungen, Zuschüsse bei Annuitäten, Zinsen oder Kredit-
kosten, Darlehen aus Bundesmitteln  

Konkrete Aspekte, die das Gesetz umfasst: 

- Förderungswürdige Aufgaben: 
politische und sozial- sowie wirtschaftskundliche Bildung, berufliche Weiterbil-
dung, Vermittlung der Erkenntnisse der Wissenschaften, Bildung als Hilfe zur 
Lebensbewältigung, musische Bildung, Nachholung und Erweiterung der Schul-
bildung, Führung von Volksbüchereien, Bildungsinformation, -beratung, -wer-
bung […] 

- Nicht gefördert werden Unterrichtsveranstaltungen im Rahmen des Privatschul-
gesetzes, Veranstaltungen zur Glaubensverkündigung im Rahmen des Kultus, 
parteipolitische oder mitgliederwerbende Veranstaltungen, innerbetriebliche Be-
rufsaus- und -fortbildung. 

i i 
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5.2 Flankierende Maßnahmen zur Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung  

Ein bloßes Recht auf Weiterbildung reicht nicht aus, um die Weiterbildungsbeteiligung zu stärken. 
Es bedarf flankierender Regelungen, die es Individuen erleichtern, das Recht auf Weiterbildung in 
Anspruch zu nehmen. Dies gilt vor allem für Geringqualifizierte, deren Teilnahme an Weiterbil-
dung gefördert werden soll. 100  

Weiterbildungsinfrastruktur  

Hierzu gehört zunächst die Einrichtung einer flächendeckenden und zugänglichen Weiterbildungs-
infrastruktur. Während im Bereich der schulischen Bildung, der beruflichen und akademischen 
Erstausbildung bereits klare Verantwortlichkeiten für die Bereitstellung des jeweiligen Bildungsan-
gebots bestehen, sind im Feld der Weiterbildung hingegen nur bei Aufstiegsfortbildungen und 
Umschulungen klare Zuständigkeiten für die Infrastruktur der Weiterbildung festgelegt. Darüber 
hinaus besteht keine Verantwortung für die Bereitstellung von Weiterbildungsangeboten. Dies er-
folgt marktbestimmt.101  

In einem Weiterbildungsgesetz sollte daher neben einem Recht auf Weiterbildung auch ein regu-
lativer Rahmen für die Weiterbildungsinfrastruktur geschaffen werden. Der Staat müsste dabei 
nicht selbst eine Weiterbildungsinfrastruktur bereitstellen, aber klare Verantwortlichkeiten für die 
Bereitstellung von Weiterbildung festlegen.102  

Um flächendeckend Weiterbildungsangebote sicherzustellen, halten es Pothmer et al. (2019) für 
geeignet, Bildungseinrichtungen der Erstausbildung wie berufliche Schulen, Hochschulen oder 
Fachschulen stärker in das Weiterbildungssystem einzubeziehen und entsprechende Angebote 
insbesondere an solchen Standorten auszubauen, wo es an Weiterbildungsangeboten mangelt. 
Dies könnte auch zu einer verbesserten Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer 
Bildung führen.103 

Es müssten darüber hinaus Vorkehrungen getroffen werden, um einen diskriminierungsfreien Zu-
gang zu Weiterbildungsangeboten zu gewährleisten. Für Personen z.B. mit Sorgeverantwortung 
oder Menschen mit Behinderung müssen Weiterbildungsangebote nicht nur formal zugänglich 
sein, sondern auch ihre jeweilige Lebenslage berücksichtigen, z.B. Weiterbildungsangebote in 
Teilzeit oder digitale Formate beinhalten.104  

Qualitätssicherung  

Um die Transparenz der Weiterbildungsangebote zu verbessern und deren Qualität zu sichern, 
sollte sichergestellt werden, dass Verfahren der Qualitätssicherung für Bildungsträger und Weiter-
bildungsgänge bundesweit zur Anwendung kommen. Dabei sollten auch Mindestanforderungen 
für die Kompetenzen bzw. die Qualifizierung von Lehrkräften festgelegt werden.105  

 
100 Neben der zitierten Literatur beruht dieses Kapitel auf Erkenntnissen, die in Fachgesprächen mit Expert/-innen gewonnen wurden. 
101 Pothmer et al. 2019; Kocher / Welti 2013. 
102 Pothmer et al. 2019. 
103 ebd. 
104 Kocher / Welti 2013. 
105 Aufgrund des Einflusses von Lehrkräften auf die Angebotsqualität, sollte grundsätzlich eine Aufwertung der Lehrtätigkeit im Weiter-
bildungsbereich angestrebt werden (Käpplinger/Reuter 2017). Pothmer et al (2019) argumentieren in diesem Zusammenhang, dass 
eine eigenständige Profession ‚Lehrer/-in für Weiterbildung‘ einen wichtigen Beitrag zur Qualitätssicherung leisten könnte (Pothmer et 
al., 2019). 
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Validierung von erworbenen Qualifikationen und Kompetenzen 

Die OECD empfiehlt die Entwicklung eines bundesweiten Rechtsrahmens für die Validierung von 
Kompetenzen, der in ein bundesweites Weitebildungsgesetz integriert ist, und sowohl ein Recht 
auf die individuelle Validierung von Kompetenzen umfasst als auch Standards für Validierungs-
verfahren festlegt.106 Dabei sollte auch ein Standard für die Entwicklung und Validierung von Teil-
qualifikationen mitgedacht werden. Auf diesem Wege könnte eine bessere Anschlussfähigkeit 
non-formaler Kompetenzen bzw. Teilqualifikationen an formale Qualifikationen geschaffen wer-
den.  

Weiterbildungsberatung  

Zur Weiterbildungsinfrastruktur gehört neben den Weiterbildungsmaßnahmen eine unterstüt-
zende Beratung. Das Bundesweiterbildungsgesetz sollte daher um ein Recht auf Weiterbildungs-
beratung ergänzt werden, wie es auch im Qualifizierungschancengesetz von 2019 festgeschrie-
ben ist. In der Ausgestaltung sollte gewährleistet werden, dass Beratungsleistungen zugänglich, 
ergebnisoffen, qualitativ hochwertig und flächendeckend angeboten werden. Das Angebot etab-
lierter Beratungsstellen wie z.B. der Lebensbegleitenden Berufsberatung der BA oder der Weiter-
bildungsberatung der Kammern sollte an diesen Kriterien ausgerichtet sein und weiterentwickelt 
werden. Bedarfe von Geringqualifizierten sollten dabei berücksichtigt werden und Aktivitäten der 
Ansprache ausgebaut werden.107 Da auf Weiterbildungsberatung ein Anspruch besteht, könnten 
Beratungsleistungen durch Fallpauschalen finanziert werden. Weiterbildungsanbieter, die Weiter-
bildungsberatung leisten und selbst Weiterbildungen durchführen, wären von der Finanzierung 
auszuschließen. 

5.3 Bündelung der finanziellen Anreize  

Die Uneinheitlichkeit der finanziellen Anreize für Weiterbildung in Deutschland birgt das Risiko, 
gewisse Gruppen auszuschließen. Zudem ist Weiterbildung aktuell eng an den betrieblichen Kon-
text und damit auch an die Unterstützung durch den Arbeitgeber gekoppelt. Die OECD empfiehlt 
in diesem Zusammenhang, die heterogene Landschaft der finanziellen Incentivierung zu einem 
einheitlichen Anreizsystem zusammenzufassen, das sowohl die direkten als auch die indirekten 
Kosten für Weiterbildung abdeckt.108 

Das Konzept des Bildungsgrundeinkommens mit seinem universellen Finanzierungsansatz wird 
dem Vorschlag der OECD und den Anforderungen des oben formulierten Zielbildes gerecht. Da 
sowohl die Zielgruppe als auch die Voraussetzungen der Inanspruchnahme sehr breit definiert 
sind, könnten viele der aktuell bestehenden Förderinstrumente darin aufgehen. In der Folge 
würde sich die Transparenz der Weiterbildungslandschaft bzw. ihrer Finanzierungsmöglichkeiten 
deutlich erhöhen.  

Durch das Bildungsgrundeinkommen werden die direkten Weiterbildungskosten zu 100 Prozent 
gefördert. Lebenshaltungskosten werden, wie in Kapitel 3 beschrieben, mit 1.200 Euro monatlich 
bezuschusst. Damit erfolgt keine Gehaltsfortzahlung, aber der Lebensunterhalt wird für die Zeit 
der Weiterbildung sichergestellt. Gerade bei Geringqualifizierten/Geringverdienenden kann dies 

 
106 OECD 2021. 
107 ebd. 
108 ebd.  
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die Bereitschaft für Weiterbildung erhöhen, da sie aufgrund finanzieller Restriktionen eine niedri-
gere individuelle Risikobereitschaft für Investitionen in Weiterbildung haben.109 

Wie hoch bei diesen Kostenparametern die gesamten jährlichen Auszahlungsbeträge wären, 
kann zum jetzigen Zeitpunkt nur geschätzt werden. Die Gesamtkosten sind abhängig von der Wei-
terbildungsbeteiligung, der Länge der wahrgenommenen Weiterbildungsangebote und den Kurz-
gebühren. In der Vorgängerstudie des Zentrums Liberale Moderne und Prognos zum Bildungs-
grundeinkommen werden unterschiedliche Szenarien für die jährlichen Auszahlungsbeträge dar-
gestellt. Den Berechnungen zufolge liegt der zu finanzierende Betrag für die Umsetzung des In-
struments (Kursgebühren, Lebenshaltungskosten, Sozialversicherungskosten) je nach durch-
schnittlicher Dauer der Weiterbildungsformate und -kosten zwischen 6 und 14 Mrd. Euro.110 Ins-
besondere die Kursgebühren bilden hier eine mögliche kostensteigernde Variable, die genaue 
Vorhersagen schwierig macht. Dies könnte durch entsprechende Regulierung in diesem Bereich 
(Maximalwert) eingegrenzt werden. 

Gegenfinanzierung 

Das Konzept des Bildungsgrundeinkommens sieht vor, dass das finanzielle Aufkommen aus Steu-
ermitteln erfolgt. Dies begründet sich in seiner Konzipierung als öffentliches Gut und der Notwen-
digkeit, den Strukturwandel von Wirtschaft und Gesellschaft durch Weiterbildung abzufedern und 
zu gestalten.111  

Eine staatliche Finanzierung des Bildungsgrundeinkommens mit den aktuellen öffentlichen Inves-
titionen in Weiterbildung wäre aber nicht umsetzbar, ohne dass haushälterische Konkurrenzen 
entstehen. Zur Einordnung: Die Ausgaben im Bundeshalt lagen 2019 bei 343,6 Milliarden 
Euro.112 Die Finanzierung über Bundesmittel würde bei dem oben genannten Kostenrahmen von 
6 bis 14 Milliarden Euro eine Erhöhung der Ausgaben um 1,7 bis 4 Prozent bedeuten. Die Höhe 
des Finanzierungsbedarfs ist damit aufzuwiegen, dass Weiterbildung von sehr hoher Relevanz 
sein wird, um die digitale und sozial-ökologische Transformation zu gestalten und wirtschaftliche 
Prosperität langfristig sichern zu können.  

Aktuell wird ein Großteil der Weiterbildungskosten von Unternehmen und Individuen getragen. An-
gesichts des ungleichen Zugangs zu Weiterbildung empfiehlt die OECD eine Erhöhung der öffentli-
chen Ausgaben für Weiterbildung. Sie verweist auf internationale Daten, die zeigen – unter der 
Einschränkung, dass es sich um relativ veraltete Daten handelt – dass die staatlichen Ausgaben 
für Weiterbildung in Deutschland im Ländervergleich einen relativ geringen Teil am BIP ausma-
chen. Der Anteil öffentlicher Investitionen in Erwachsenenlernen (ab 25 Jahren) in Deutschland 
betrug demnach 2008 0,1 % des BIP. In Dänemark lag der Anteil bei 0,4 %, in Schweden bei  
0,5 % und in Norwegen bei 0,6 %.113 

 
109 Kruppe 2020. 
110 Zentrum Liberale Moderne / Prognos 2021. 
111 Das Konzept des Bildungsgrundeinkommens ähnelt in seiner Grundidee dem Reformvorschlag der Arbeitsversicherung: Weiterbil-
dung soll präventiv den Verlust der Arbeitsfähigkeit verhindern und damit statt Arbeitslosigkeit neue Beschäftigungsperspektiven 
schaffen. Der Berechtigtenkreis der Arbeitsversicherung umfasst neben Arbeitslosen damit auch Beschäftigte und (Solo-Selbststän-
dige. Finanziert werden soll die Arbeitsversicherung aus einer Anhebung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, die paritätisch 
zwischen Arbeitnehmer/-innen und Arbeitgebern aufgeteilt wird. Daneben ergänzen Steuerzuschüsse aus dem öffentlichen Haushalt 
die Einnahmen für die Arbeitsversicherung. Der Zielgruppe der Anspruchsberechtigten ist beim Konzept des Bildungsgrundeinkom-
mens nochmals deutlich weiter gefasst. Weiterbildung wird dabei als eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung gesehen. Eine Fi-
nanzierung über Beiträge der Arbeitslosenversicherung würde daher im Fall des Bildungsgrundeinkommens nicht tragen.  
112 BMF 2020. 
113 OECD 2021. 
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In welcher Form die Gegenfinanzierung erfolgt – etwa über einen Zuschlag zur Einkommens-
steuer oder höhere Erbschaftssteuern – ist Sache des Gesetzgebers. Auf längere Sicht könnte 
sich der Bedarf einer Gegenfinanzierung durch eine höhere volkswirtschaftliche Wertschöpfung 
und damit einhergehende steigende Steuereinnahmen reduzieren. Ziele des Bildungsgrundein-
kommens sind unter anderem, dass Individuen selbstbestimmt ihre beruflichen Kompetenzen 
weiterentwickeln, Erwerbsbrüche vermieden werden und das allgemeine Qualifikationsniveau der 
erwerbstätigen Bevölkerung steigt. Führt dies zu einem höheren Erwerbs- und Einkommensni-
veau, können höhere Steuereinnahmen und Sozialbeiträge generiert sowie Transferzahlungen 
durch weniger und kürzere Arbeitslosigkeit gesenkt werden. Somit könnte sich das Bildungs-
grundeinkommen langfristig zumindest teilweise selbst finanzieren. Weiterhin können – wie in 
der Vorgängerstudie argumentiert – Verwaltungskosten anderer Weiterbildungsinstrumente hin-
fällig werden, da die entsprechenden Instrumente in das Bildungsgrundeinkommen aufgehen.114  

Institutionelle Anbindung  

Das Bildungsgrundeinkommen ist ein Finanzierungsinstrument, das mit einem relativ geringen 
bürokratischen Aufwand verbunden ist. Der Personenkreis ist nicht eingegrenzt, der Fördergegen-
stand weit gefasst und es wird nur mit Zuschüssen und nicht mit anteiligen Darlehen gearbeitet. 
Der Verwaltungsaufwand sollte dabei – im Vergleich zu anderen Instrumenten – relativ gering 
ausfallen.  

Die BA könnte die administrative Bearbeitung des Bildungsgrundeinkommens übernehmen und 
entsprechend die Anspruchsberechtigung der Antragssteller/-innen prüfen und Auszahlungen ver-
walten. Darüber hinaus könnte sie die Zahlung von Beratungspauschalen für Weiterbildungsbera-
tungen verantworten. Dies reiht sich in die Empfehlung der OECD ein, die BA zu einer Bunde-
sagentur für Arbeit und Weiterbildung auszubauen.115 

  

 
114 Zentrum Liberale Moderne / Prognos 2020. 
115 OECD 2022. 
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6 Vom Status quo zum Zielbild – Vorschlag für einen Über-
gang 

Gesellschaftliche Transformationsprozesse wie die Digitalisierung und der ökologische Wandel 
verändern massiv Berufsbilder und Anforderungen an berufliche Kompetenzen. Damit Erwerbs-
personen auf individueller Ebene und die Gesellschaft als Ganzes sich an diese veränderten Be-
darfe anpassen können, muss berufliche Weiterbildung zu einem selbstverständlichen Teil von 
Erwerbsbiografien werden. Durch berufliche Weiterbildung können Beschäftigte zukunftsorien-
tierte Kompetenzen erwerben, ihre Beschäftigungsfähigkeit erhalten und ausbauen. Die Gesell-
schaft kann durch berufliche Weiterbildung ihre Ressourcen stärken, um gesellschaftlichen Um-
brüchen begegnen und diese gestalten zu können. Hierfür muss Weiterbildung als eine Säule des 
Bildungssystems stark aufgewertet werden.  

Während es bereits umfassende Regelungen und klare Zuständigkeiten im Bereich der Erstaus-
bildung gibt, ist der Bereich der Weiterbildung noch durch eine historisch gewachsene und frag-
mentierte Struktur gekennzeichnet. Dies hat zur Folge, dass es dem Weiterbildungssystem an 
Transparenz mangelt. Der Zugang und die Fördermöglichkeiten von Weiterbildung sind kleinteilig 
und lückenhaft. Für Erwerbstätige bestehen keine umfassenden Freistellungsrechte zum Zweck 
der beruflichen Weiterbildung. 

Ein Bildungsgrundeinkommen, das mit einem Recht auf beruflich verwertbare Weiterbildung kom-
biniert wird, bildet einen flankierenden finanziellen und bürgerrechtlichen Bestandteil eines zu-
gänglichen Weiterbildungssystems. Durch dieses Instrument wird allen Bürger/-innen die Förde-
rung einer beruflich verwertbaren Weiterbildung garantiert. Mit seiner offenen Gestaltung setzt es 
an der Idee an, dass sich jedes Individuum selbstbestimmt und selbstwirksam beruflich weiter-
entwickeln kann und zur gesellschaftlichen Teilhabe befähigt wird.  

Das Recht auf Weiterbildung schreibt Ansprüche auf Finanzierung der Weiterbildungskosten, Fi-
nanzierung des Lebensunterhalts und Finanzierung der sozialen Sicherung wie auch einen An-
spruch auf Zeit für Weiterbildung fest. Dabei wird von Seiten des Staates Entgeltersatz geleistet, 
es werden Weiterbildungskosten bezahlt und Beiträge für die soziale Sicherung übernommen. 
Durch die unbürokratische Gestaltung und Bündelung von Verantwortlichkeiten ist das Bildungs-
grundeinkommen für die Nutzer/-innen verständlich und für Verantwortliche gut zu verwalten. Mit 
der Idee der Bildungszeit/-teilzeit ist das Bildungsgrundeinkommen kompatibel, adressiert aber 
einen breiteren Personenkreis und beinhaltet eine längere Förderdauer der Weiterbildung. 

Damit das Instrument seine Wirkung entfalten kann, sind flankierende Maßnahmen notwendig. 
Es sollten Zuständigkeiten für die Bereitstellung von Weiterbildung formuliert werden, Verfahren 
der Qualitätssicherung flächendeckend verbreitet, Standards für die Validierung von Kompeten-
zen und Teilqualifikationen entwickelt und die Weiterbildungsberatung zielgruppenorientiert ver-
bessert werden.  
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